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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Juli 1968 

II/l —68070 — 5789/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäisdien Gemeinschaften 
hier; Beamtenrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäisdien Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats zur Festlegung der Gruppen von 
Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäischen 
Gemeinschaften, auf die Artikel 12, Artikel 13 Absatz 2 
und Artikel 14 des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen der Gemeinschaften Anwendung finden. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Juli 1968 
dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Festlegung der Gruppen von Beamten und sonstigen 
Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften, auf die 
Artikel 12, Artikel 13 Absatz 2 und Artikel 14 des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen der Gemeinschaften 

Anwendung finden 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf Artikel 28 Absatz 1 des Vertrages zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rats und einer ge- 
meinsamen Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften, 

gestützt auf das Protokoll über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften, ins- 
besondere auf die Artikel 16 und 22, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Gerichtshofs der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen, 
die in dem Protokoll über die Vorrechte und Be- 
freiungen für die Beamten und sonstigen Bedien- 
steten der Gemeinschaften vorgesehen sind, werden 
ausschließlich im Interesse der Gemeimchaften ge- 
währt. 

Die Beamten und sonstigen Bediensteten müssen 
daher auf Grund ihrer Aufgaben und Verantwort- 
lichkeiten sowie ihrer besonderen Lage in den Ge- 
nuß der Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen 
gelangen, die für das einwandfreie Funktionieren 
der Gemeinschaften erforderlich sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Bestimmungen des Artikels 12 des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen der Gemein- 
schaften gelten für folgende Gruppen: 

a) die unter das Statut der Beamten der Gemein- 
schaften fallenden Beamten mit Ausnahme derje- 
nigen, die in den einstweiligen Ruhestand ver- 
setzt worden sind, für die lediglich Buchstabe a 
und, hinsichtlich der von den Gemeinschaften ge- 
zahlten Vergütungen, Buchstabe c des Artikels 12 
gelten; 


b) die unter die Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften fal- 
lenden Bediensteten mit Ausnahme der örtlichen 
Bediensteten, für die lediglich Buchstabe a des 
Artikels 12 gilt, und der Hilfskräfte mit Teilbe- 
schäftigung, für die lediglich die Buchstaben a) 
und b und, hinsichtlich der von den Gemein- 
schaften gezahlten Bezüge, Buchstabe c des Ar- 
tikels 12 gelten. 


Artikel 2 

Die Bestimmungen des Artikels 13 Absatz 2 des 

Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der 

Gemeinschaften gelten für folgende Gruppen: 

a) die unter das Statut der Beamten oder unter die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be- 
diensteten der Gemeinschaften fallenden Perso- 
nen einschließlich der Empfänger der bei Stel- 
lenenthebungen aus dienstlichen Gründen vorge- 
sehenen Vergütung, mit Ausnahme der örtlichen 
Bediensteten; 

b) die Empfänger der Ruhegehälter wegen Dienst- 
unfähigkeit und der Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgungsbezüge, die von den Gemein- 
schaften gezahlt werden; 

c) die für den Fall des endgültigen Ausscheidens 
aus dem Dienst in Artikel 5 der Verordnung 
(EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 259/68 des Rats 
vorgesehene Vergütung. 


Artikel 3 

Die Bestimmungen des Artikels 14 des Protokolls 
über die Vorrechte und Befreiungen der Gemein- 
schaften gelten für folgende Gruppen: 

a) die unter das Statut der Beamten der Gemein- 
schaften fallenden Beamten; 

b) die unter die Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften fal- 
lenden Bediensteten, mit Ausnahme der örtlichen 
Bediensteten. 
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Artikel 4 

Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 22 
Absatz 1 des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften be- 
treffend die Mitglieder der Organe der Europäischen 
Investitionsbank gelten die in Artikel 12, Artikel 13 
Absatz 2 und Artikel 14 des Protokolls vorgesehe- 
nen Vorrechte und Befreiungen unter Bedingungen 
und in Grenzen, die denen der Artikel 1, 2 und 3 
dieser Verordnung entsprechen, für; 

— die von der Europäischen Investitionsbank be- 
schäftigten Personen; 

— ■ die Empfänger der Ruhegehälter wegen Dienst- 
unfähigkeit und der Alters- und Hinterbliebe- 
nenversorgungsbezüge, die von der Europäischen 
Investitionsbank gezahlt werden. 


Artikel 5 

Die Verordnung Nr. 8/63/EURATOM, 127/63/EWG 
der Räte vom 3. Dezember 1963 wird aufgehoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Zusammen mit dem Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rats und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften wurde 
am 8. April 1965 ein neues Protokoll über die Vor- 
rechte nud Befreiungen der Gemeinschaften ange- 
nommen. Ferner wurden einige Bestimmungen des 
EGKS-Protokolls in das gemeinsame Protokoll auf- 
genommen. Im übrigen entspricht der Wortlaut des 
neuen Protokolls genau demjenigen der ehemaligen 
Protokolle der EWG und der EAG. Die Artikel 11, 
12 Absatz 2 und Artikel 13 des ehemaligen Proto- 
kolls wurden mit den Nummern 12, 13 Absatz 2 und 
Artikel 14 in das neue Protokoll übernommen. 

In Durchführung des ehemaligen Protokolls hatten 
die Räte im Jahr 1963 eine Verordnung zur Bestim- 
mung derjenigen Gruppen von Beamten erlassen, 
auf die Artikel 11, 12 Absatz 2 und Artikel 14 An- 
wendung fanden. Da das neue Protokoll keine Über- 
gangsbestimmungen enthält, sind die alten Bestim- 
mungen formell nicht mehr anwendbar. Diese Frage 


wurde daher auch in der neuen Verordnung des Rats 
(Nr. 259/68 vom 29. Februar 1968) zur Festlegung 
des Statuts der Beamten der Europäischen Gemein- 
schaften nicht angeschnitten, da das Statut keine 
Grundlage mehr dafür bietet. 

Somit erweist es sich als notwendig, die ursprüng- 
liche Verordnung durch eine neue zu ersetzen. Von 
einigen Änderungen abgesehen, kann der ursprüng- 
liche Text beibehalten werden. Änderungen wurden 
nur vorgenommen, soweit sie durch die Einsetzung 
einer gemeinsamen Kommission und eines gemein- 
samen Rats notwendig geworden waren, sowie in 
der Numerierung. 

Außerdem mußte im Anschluß an die Verabschie- 
dung der Verordnung Nr. 259/68 vom 29. Februar 
1968 durch den Rat in Artikel 2 ein Absatz c) an- 
gefügt werden. In diesem Abschnitt werden die 
Empfänger der in Artikel 5 der genannten Verord- 
nung Nr. 259/68 vorgesehenen Vergütung beim end- 
gültigen Ausscheiden aus dem Dienst genannt. 
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